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l:<d~t~S;r~~hkompetenz ist oft entscheidend» 
18. Mai Bildungsdirektor Alex Hürzeler nimmt Stellung zum Nein von Regierung und Parlament zur Mundartinitiative 

VON MATHIAS KÜNG 

Die Mundartinitiative will nur 
noch Muudart im Kindergarten. Im 
Kanton Zürich wurde eine solche 
Initiative angenommen. Im Aargau 
sagen Regierung uud Parlament 
Nein. Warum eigentlich, Muudart 
ist doch sympathisch? 
Alex Hürzeler: Selbstverstãndlich 
hat niemand etwas gegen Mundart 
im Kindergarten. In unseren Kinder­
gãrten wird sogar ausgiebig Mundart 
gesprochen. Doch für die Vorberei­
tung auf die Primarschule ist es si.nn­
voll, dass die Kindergartenlehrperso­
nen auch in Standardsprache reden. 
Das Hochdeutsch soll deshalb nicht 
verboten werden, wie es die lnitian­
ten fordern. 

Warum? 
Seit rund sechs Jahren kennen wir in 
den Aargauer Kindergãrten ein gut 
funktionierendes Nebenei.nander von 
Mundart und Standardsprache. Dabei 
stellten wir fest, dass die spielerische 
Einführung ins Hochdeutsche im Kin­
dergarten für den spateren Schuler­
folg sehr hil:freich ist. Wir sehen kei­
nen Grund für ein Verbot im Kinder­
garten. Das wãre ei.n falsches Signal. 

Zeigen Untersuchuugen denn wirk­
lich, dass Ihre Regeluug die Sprach­
kompetenz der Kinder erhõht? 
Diese Studien gibt es und sie bestati­
gen genau das. Zudem kommen die 
Kindergartenschülerinnen und -schü­
ler auch im Alltag taglich mit Hoch­
deutsch in Kontakt. Sei es vor dem 
Fernseher, beim Radiohõren usw. 
Auch deshalb ist es si.nnvoll, sie 
schon im Kindergarten schrittweise, 
spielerisch und ki.ndgerecht an das 
Hochdeutsch heranzuführen. Zudem 
ist eine gute Sprachkompetenz in 
Deutsch für den spater zu ergreifen­
den Beruf oft sogar entscheidend. 

Viele befiirchten, dass die Kinder­
gãrtler gezwungen werden kõnn­
ten, Hochdeutsch zu reden. 
Niemand zwingt die Kinder dazu. 
Nicht gestern, nicht heute, und ganz 
sicher auch nicht morgen. Die Vorga­
be, rund ein Drittel in Hochdeutsch 
und rund zwei Drittel in Mundart zu 
unterrichten, gilt für die Lehrperso­
nen, nicht für die Kinder. Diese dür­
fen selbstverstãndlich Mundart in al­
len Varianten reden - oder auch mal 
mit Hochdeutsch experimentieren. 
Sie sind da võllig frei. 

Kõnnten die Kinder mit mal Hoch­
deutsch, mal Muudart nicht ein 
Durcheinander bekommen? 
Wir dürfen die Lern- und Aufuahrne­
fàhigkeit unserer Ki.nder nicht unter­
schatzen. Sie schaffen es auch, die 
verschiedensten sprachlichen Ein-

Mundart überhaupt nicht als Pro­
blem gesehen. Unsere Lõsung be­
wahrt sich, sie ist gut und alczeptiert. 
Was sich bewahrt, sollte mau nicht 
ohne guten Grund aufgeben. Mit der 
Spardiskussion, dem Lehrplan 21 
und dem Lehrermangel beschãftigen 
die Schule Aargau andere Themen. 
Wir sollten diese Themen angehen, 
statt im Kindergarten unnõtig neue 
Probleme zu schaffen. 

Primarschule uud Kindergarten im 
Kanton Aargau suchen intensiv 
Lehrkrãfte. Kõnnte mau bei einem 
Ja zur Initiative keine mehr aus 
Deutschland holen? Wer würde 
künftig uuterrichten? 
Tatsachlich fehlen auch in der Kin­
dergartenstufe zunehmend Lehrper-

«Wir kennen in den Aar­
gauer Kindergãrten ei n 
gutfunktionierendes Ne­
beneinandervon Mundart 
und Standardsprache>> 

Bildungsdirektor Alex Hürzeler beim Besuch eines Kindergartens in Holziken. CHRISTINE FÜRST 

sonen. Die Schulen unternehmen 
entsprechend grosse Anstrengungen. 
Es unterrichten j a bereits heute Lehr­
personen etwa aus Deutschland. Da 
ist die Schule heute schon gefordert, 
gute Losungen für ein Nebeneinan­
der von Mundart und Hochdeutsch 
zufinden. 

flüsse im Alltag zu verarbeiten. Die 
Kindergartenlehrpersonen wechseln 
auch nicht wild hin und her. Sie re­
den in bestimmten Sequenzen Hoch­
deutsch, in anderen Mundart. Und 
sie zeigen den Kindern den Wechsel 
j eweils auf. 

partement überprüft die Aufteilung 
aber nicht mit der Stoppuhr. Es liegt 
in der Verantwortung der Lehrperso­
nen, die Regelung anzuwenden. 

Am einfachsten wãre doch Mund­
art, das brãuchte keine Stoppuhr? 
Ein Verbot von Hochdeutsch im Kin­
dergarten wollen wir nicht. Sie 
haben eingangs den Kanton Zürich 
angesprochen. Das ist der einzige 
Kanton, der bisher eine solche Initia­
tive angenommen hat. !eh bin über­
zeugt, dass dort in den Kindergãrten 

Bisher galt j e hãlftig Muudart uud 
Hochdeutsch, künftig bis zwei Drit­
tel Muudart. Ein Zugestãndnis an 
die Initianten? 
J a, die Regierung hat dies als Antwort 
auf die lnitiative beschlossen. Das De-

SCHULLEITER: VERBOT IST UNSINNIG 

Au eh de r Verband der 
Schulleiterinnen und 
Schulleiter lehnt die 
Mundartinitiative ab, über 
die am 18. Mai abge­
stimmt wird. Die Mund­
art habe im Kindergar­
ten seit j e einen hohen 
Stellenwert, und dies 
solle auch so bleiben. 
Aus Sicht der Schulen sei 
es jedoch unsinnig, Hoch­
deutsch aus dem Kinder­
garten zu verbannen. Ne-

ben der Pflege der Mund­
art ermogliche der Kin­
dergarten den Kindern 
auch einen spielerischen 
Umgang mit d er spãte­
ren Unterrichtssprache 
Hochdeutsch und er­
leichtere so den Über­
gang in die Primarschule. 
Die Schulleiter betonen, 
dass die Kindergarten­
lehrpersonen selber be­
stirnmen, welche Unter­
richtssituation sich eher 

für Mundart und welche 
für Hochdeutsch eignet. 
Erfahrungsgemass seien 
die Kinder mit dem 
Nebeneinander der 
beiden Sprachformen 
vertraut und hatten 
damit keine Probleme. 
Bei Eltern und Kinder­
gartenlehrpersonen sei 
die heutige Praxis breit 
akzeptiert, es gebe kei­
nen Grund, daran etwas 
ZU andern. (MOUI 

trotzdem auch Hochdeutsch gespro­
chen wird. Denken wir nur an all die 
Lieder, die die Kinder lernen, oder 
wenn ein Gedicht vorgelesen wird. 
Auch deswegen bringt es nichts, uns 
in ei.n Mundart-Korsett zu zwãngen. 

Uud wie sehen die konlcret aus? 
In einer Schule mit mehreren Kinder­
gartenabteilungen kõnnen sich zum 
Beispiel zwei Lehrpersonen abwech­
seln. Ausserdem wird seit diesem 
Schuljahr in allen Kindergãrten Heil­
padagogik angeboten, sodass eine ge­
wisse Zeit, zwei Lehrpersonen anwe­
send sind. So kann sicherlich genug 
in Mundart unterrichtet werden. Ein 
Mundartzwang, wie ihn die Initiative 
fordert, würde die Suche nach Lehr­
personen jedoch zweifelsohne zu­
satzlich verschãrfen. 

Wie viel Ãrger ha ben Sie mit Eltem, 
die sich über Hochdeutsch im Kin­
dergarten aufregen? 
Absolut keinen. Das ist es ja gerade. 
Wir haben keine negativen Rückmel­
dungen. Offensichtlich wird das Ne­
beneinander von Hochdeutsch und 

SCHULPFLEGER: KEIN ZWANG FÜR KINDER 

Die Vereinigung Aargauer 
Schulpflegeprasidentin­
nen und -prasidenten 
(VASP) spricht sich gegen 
die Mundartinitiative aus. 
Padagogisch mache ein 
Verbot der Standard­
sprache sowie eine 
Sonderbehandlung der 
Mundart keinen Sinn, 
schreibt VASP-Prasident 
F ra neo Corsiglia. «Di e 
Schule hat es in den letz­
ten Jahren verstanden, 

die Standardsprache in 
den Unterricht einzubau­
en, o h ne di e Mundart zu 
vernachlassigen>>, halt er 
fest. Der Kindergarten als 
Bestandteil der Volks­
schule nehme sein e Auf­
gabe im Sprachbereich 
und in d er Vorbereitung 
auf kommende Schulstu­
fen hervorragend wahr. 
Auch ohne lnitiative seien 
die Kindergãrtler nicht 
gezwungen, in Stan-

dardsprache zu antwor­
ten. Feststellbar sei aber, 
dass sich bereits die Kin­
der im Kindergarten frei­
willig, aus Neugier un d 
o h ne Aufforderung, in de r 
Standardsprache versu-
eh en. «Warurn also et-
was verbieten, womit 
man tagtaglich konfron-
tiert ist, statt es verstand-
lich zu rnachen und mit-
zufordern?>>, fragt der 

VASP-Prn,;doot ""' ~ 

[ 

Lehrerlõhne kommen vor Bundesgericht Kleinklassen 
sind nicht billiger 

lohnklagen Der Regierungsrat 
akzeptiert das Urteil des Ver­
waltungsgerichts und will die 
Lohneinstufung der Kindergart­
nerinnen überprüfen. Der Leh­
rerverband fordert aber weiter 
auch hi:ihere Li:ihne für die Pri­
marlehrkrafte und zieht den 
Streit ans Bundesgericht weiter. 

VON URS MOSER 

Der typische Primarlehrer ist eine 
Lehrerin: An Aargauer Primarschu­
len unterrichten fast zu 90 Prozent 
Frauen. Das Verwaltungsgericht hat 
eine Lohnklage wegen Geschlechter­
diskrimi.nierung dennoch abgewie­
sen und in seinem Urteil im Marz be­
funden, es handle sich beim Lehrbe­
ruf nicht um einen typischen Frauen­
beruf. Damit ware der Kanton aus 

dem Schneider und die Frage vom 
Tisch, ob Primarlehrer(i.nnen) gegen­
über anderen Staatsangestellten zu 
wenig verdienen. 

Der Lehrerverband gibt sich darnit 
aber nicht zufrieden und zieht das 
Urteil ans Bundesgericht weiter. Wie 
Prasident Nildaus Stõckli bestãtigt, 
ist dieser Entscheid inzwischen defi­
nitiv gefallen. Mau rechne sich gute 
Chancen aus, denn die Begründung 
des Verwaltungsgerichts scheine 
doch recht wacklig. 

Noch offen ist, ob mau auch den 
Entscheid des Verwaltungsgerichts 
zur Lohnklage der Kindergartnerin­
nen weiterziehen will. Vor Verwal­
tungsgericht haben die Klagerinnen 
bereits einen Teilsieg errungen: Es 
hat die Systematik bei der Lohnein­
stufung gerügt, sich aber nicht kon­
kret zur Frage geaussert, ob und wie 
viel zu wenig Aargauer Kindergartne­
rinnen verdienen. Der Regierungsrat 

hat gestern bekannt gegeben, dass er 
auf einen Weiterzug des Urteils aus 
Bundesgericht verzichtet und den 
Auftrag annimmt, die Lohneinstu­
fung der IGndergãrtnerinnen zu über­
prüfen und neu festzulegen. Eis wann 
er diesen Auftrag erfüllen kõnne, hãn­
ge aber einerseits vom nun auszuar­
beitenden Vorgehenskonzept und 
vom Entscheid des Grossen Rats zu ei­
ner allfàllig nõtigen Lohndekretsãnde­
rung ab. Anderseits e ben auch davon, 
ob die Klligerinnen vor Bundesgericht 
g eh en. 

Davon kõnnten sie sich erhoffen, 
dass sich «Lausanne» konkreter zum 
Ausmass des Nachholbedarfs aussert 
als dasAargauer Verwaltungsgericht. 
Mau sei allerdings auch nicht an lan­
gen und komplizierten Verfahren in­
teressiert, sagt Niklaus Stoddi. Ein 
gangbarer Weg kõnnte fiir ihn eine 
auch vom Regierungsrat zur Diskus­
sion gestellte Option sein: Entspre-

chend den gleich hohen Ausbil­
dungsanforderungen werden die IGn­
dergartnerinnen gleich eingestuft 
wie die Primarlehrkrafte. Der Ein­
stiegslohn würde dann von 70 600 
auf76900 Franken steigen. 

Dass für die aktuelle Einreihung 
die Besoldung vor dem neuen Lohn­
system (und ohne dreijahriges Bache­
lor-Studium) stark gewichtet wurde, 
ist einer der vom Gericht gerügten 
Mangel Weiter stellt die Lohneinrei­
hung der Lehrkrafte im Unterschied 
zur standardisierten Arbeitsplatzbe­
wertung <<Abakaba>> für das Staatsper­
sonal stark auf den Marktvergleich 
mit anderen Kantonen ab. Für die 
IGndergartnerinnen liegt der Markt­
lohn 20 Prozent uuter dem «Abal(a­
ba>>-Lohn, bei den anderen Lohnkrãf­
ten betragt die Differenz nur 1,4 bis 8 
Prozent. Die starke Gewichtung der 
Marktsituation benachteiligt also die 
Ki.ndergãrtnerinnen. 

Volksschule Der Regierungsrat hat 
nichts gegen die Forderung der FDP­
Grossratsfraktion, einen Bericht zur 
Kosten-Nutzen-Entwiddung an der 
Volksschule im Zusarnmenhang mit 
der integrativen Schulung vorzule­
gen. Allerdings hãlt er zum entspre­
chenden Vorstoss auch gleich fest, 
dass die Modelle «Kleinldasse>> und 
«Integrierte Heilpadagogib ei.nen ãhn­
lichen finanziellen Aufwand erfor­
derten und die Bevorzugung des 
einen oder anderen Modells kaum 
Sparpotenzial beinhalte. Hinter­
grund der Diskussion: Die meisten 
Gemeinden führen keine Klei.nldas­
sen mehr, sondern unterrichten 
Schüler mit Lernschwierigkeiten in 
Regelldassen mit zusãtzlichen Res­
sourcen für Heilpadagogik. Dadurch 
ging aber die Einweisung von Kin­
dern mit Behinderungen in Sonder­
schulen nicht wie erhofft zurück. IAZI 


